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§54 

Zuständigkeil 

1. die Beschlüsse der Gemeindevertretung tmd des Hauptausschusses vonuberelten, 

2. die Beschlüsse der Gemeindevertretung und des Hauptausschusses auszuführen und 
die Ihm vom Hauptausschuss übertragenen Aufgaben(§ 50 Abs. 3 Satz 1) wahrzuneh­
men, 

3. die Entscheidungen auf dem Gebiet der Plllchtaulgaben zur ErlüUung nach Weisung 
und der Auftragsangelegenheiten zu !reUen, es sei denn, <Ue Gemeindevertretung Ist 
aulgrund besonderer gesetzlicher Vorschriften zuständig, 

4. Maßnahmen der Aufsichtsbehörden tunzusetzen, wenn Im Einzellall kein Ermessens-
oder Beur teilungsspielraum besteht, 

5. die Geschälte der Iauienden Verwaltung zu lflhreo. 

(2) Der Hauptverwaltu.!!_gsb(i!i.llnte. hat die Gemeindevertretung beziehungsweise den 
Hauptausschuss über alle wichtigen Angelegenheiten rechtzeitig zu unterrichten. Dies 
gilt auch für die MaHnahmen im Bereich der PüiC'.htaufgaben zur Erfü.llu_ng nach Wei· 
sung und der Auitragsangelegeo.nheiten. 
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8. Die Unterrichtungspflicht 

1. Rechtsänderungen 

Die Regelung entspricht weitgehend dem § 63 GO a. F. Allerdings ist die Zuständigkeit 
des Hrmptv~nvil tungshf>amtf>n auf aUe-Ptlicht.autgaben zur Erfüllung n<1ch \.Yeisung unrl 
Auftragsangelegenheiten ausgedehnt worden . Nach früherem Recht bestand nur e ine 
ausschUeßUcbe Zuständigkeit im Bereich der Aufgaben der Gefahrenabwehr. Die Ab ­
grenzWlg, ob eine Aufgabe dem Recht der Gefahrenabwehr zuzuordnen war oder nicht, 
stiell in einigen Bereichen aul Schwierigkeiten. Insoweit enthält die Neuregelung eine 
Vereinlachung. 

2. Allgemeines 

§54 Abs. I BbgKVerf enl.bält die wichtigsten Kompetenzen des llauptve!wallunq>~. 
teil. Die Aulzählung ist nicht abschließend. Belspielsweise sind auch in den §§ 61 Abs. I 
und Abs. 2 Satz 2, § 62 Abs. I und 4 BbgKVerf Zuständigkeiten des fJduplvcrwultuny•o 
l>e<.tnlk_d enthalten. 
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hobeil der Gemeinde z u dem Bereich der Siilostverwdltw•gs<!!!!Jek!JenheJien gehören 
(vgL BVerfG, Beschl. vom 7. 2.1991. BVerfGE 83, 363, 382; Stober, Kommunalrecht in der 
Bundesrepublik Deutschland, 3. Aufl., § 7 Il 2b S. 78). Beispielsweise sind der Kauf von 
Feuerwehrwagen oder die Errichtung eines Feuerwehrhauses. Angelegenheiten der 
Sclbstvcrvvaltung , für die die ausschließliche Zuständigkeit des HauptvcrwaltiJllYSbcama 
tcn nach §54 Abs. 1 Nr. 3 BbgKVerf nicht gegeben ist, im Einzelfall kann allerdings ein 
Ges~häft der loulcnd~n Verwaltung vorliegen, sofern beispielsweise der Gegenstand des 
Kaufvertrages nicht besonders bedeutsam ist. 

6. Die Auslührungen von Weisungen 1m Bereich der Kommunalaulslcht 

6.1 Der Rau tvcrwaltungsheamtc; ist nach der Regelung der Nr. 2 für die Ausführung von 
'A'ejsungen zuständig, soweit dabei kein 6eu_rteilungs- oder Ermessensspielraum gegeben 
ist. Oie Vorschrift soll die Effizienz der Kommunalaufsicht sichern und verllindern, dass bei 
der l)urchset.zung von \o'Velsungen zeitraubende Auseina ndersetzungen der Komm~.mal­
aufsich t nlit dem pluralistischen und nach politischen Gesichtspunkten zusammengesetz­
ten WlUensbildungsorgan Gemeindevertretung e ntstehen. Oa der Hau >tv rwil ltungs­
be<~lnte ohnehin für die Ausführung von Beschlüssen nach Nr. 2 zuständig ist, kommt die 
Vorschrift vor allem für die WlUensbUdungszuständigkeiten von Gemeindevertretung und 
Hauptausschuss in Betracht. Aufgnmd der Nr. 4 kann also eine Willensbildungsentschei­
dung durch den llill!Jltv 'IW<lllung>JJeillillen den Beschluss der Gemeindevertretung oder 
des 1-lauptausschusses ersetzen. Voraussetzung ist aber. dass im Einzelfall kein Beuttei­
lungs- oder Ermessensspielraum besteh t. Handelt der llauptv<>rwultul!Y• J~amle aufgrund 
der Nr. 4 anstelle der eigentlich zust~ndigen Beschlussorgane, so bleibt er selbstverständ­
Uch nach Absat'< 2 verpflichtet, die Beschlussorgane über seine Maßnahmen zu unterrich­
ten. 

6.2 Bei der Ausführung von \.Yeisungen nach N r. 4 handelt der Hanplverwallnng.;;hP.«mle 
nicht im Wege der Organleihe (so zu Recht /pse n, Niedersächsisches KommunaJrecht, 
3 . Au!J., Rdnr. 389; Th. I . Sclunidt, Kommunalrecht in Bauer/Peine (Hrsg.) Landesrecht 
Brandenburg 2. Aufl. 2011 Rz. 193; a. A. Kirchhof in Held/Becker, § 62 GO NW Erl. 14.1: 
• Organleihe a d hoc", allerdings von einer anderen Rechtslage a usgehend). Der -J,o UJ)Ivet­
v.•,l!lung>be~mte bleibt insoweit Gemeindeorgan und führt auch Entscheidungen der Ge­
meinde durch. Lediglich die innergemeindlichen Zuständig keiten zwischen den Organen 
werden verschoben. 

6.3 Die Regelung der Nr. 4 gilt nach ihrem Wortlau t nur für Weisungen der Kommunal­
aufsichtsbehörden. Weisungen der Sonderaufsichtsbehörden nach § 121 Abs. 2 
BbgKVerf führen daher nicht zu einer evtl. Verändenm g der internen Zuständigkeit. Eine 
solche Regelung ist bei Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung auch deshalb en t­
be hrlich, we;J bei ih.nen aufgnmd der Regelu ng des §54 Abs. 1 Nr. 3 ßbgKVerf in den 
meisten Fällen der l-tauplverwalll!!!9!,beamte ohnehin Z\tständig ist Im Ü brigen bestehen 
weitreichende Möglichkeiten des Selbsteintrittsrechts nach § 121 Abs. 3 BbgKVerf, d ie 
eine solche lnnergemeincllicbe . zustäncl igkeitsverschiebung" als entbebrUch erscheinen 
lassen. 

7 . Die Geschäfte der laufenden ~'erwallung 

7 .I Der H.mptveJwaltuug,be<lHlte i~t nach Nr. 5 a uch für die Geschäfte der l,mfellden VP• ­
wallung zuständig. Diese Zuständigkeit bezieht sich aul Willensbildungsentscheidungen 
im Bereich der .klassischen SeiiJ>tverwultungs<~ngele\Jell)o\'liten" , da die Ausführungs­
zuständigkeit sich schon a us Nr. 2 ergibt. Der Begriff .. GeschäHe der Iaufenelen Vc•w«l1-
un9 " ist ein unbeslinullter Rechtsbeg riff. Er kann verwullun\)•g~m:btlich voll überprüft 
werden. Laufende Werw<~ltungsye•thiifl e sind Angelegenheiten, die aulgrund ihrer Häu-

6 



BbgKVerf - Kommentar §54 

figkei t und Regelmäßigkeit zu den herkömmlichen und üblichen Aufgaben de r Verwdl­
lung gehören . Deshalb gehören die meisten der auf Rechtsvorschriften des Bundes, des 
Landes oder des Landkreises beruhenden begünstigenden oder belastenden Verwal ... 
tungsakte wie z. B. Genehmigungen, Erlaubnisse, Rechtsübergangsanze igen nach § 33 
SBG ll zu den Geschäften der Jaulendem V rwaltung. 

Zahlreiche privatrechtliche Rechtsgeschäfte wie Kaufverträge, Nutzungsverträge und 
u. U. auch der Abschluss von Vergleichen fallen ebenfalls hierunter. Auch die Öffentlich ­
keitsarbeit kann zu den Geschäften der laufenden Verwaltung zählen. 

7.2 Erforderlich für das Vorliegen eines Geschäftes der lautenden Verwaltung ist, dass die 
Erledigung .. auf eingefahrenen Gleisen"' erfolgen kann und keine grundsätzlieb weitra· 
gende Bedeutung entfalte t (vgl. BGH, Urt. vom 16. 11. 1978, DVBl1979 S. 514: OLG Braun­
schweig, Urt. vom 16. 9.1965, N.J W 1966 S. 58) . Ein Geschäft, das normalerweise eine An ­
gelegenheit der Iaufenele-n Vcnvaltung ist, kann aufgrund besonderer Umstände diesen 
Rahmen verlassen: l)ie Vergabe einer TurnhaUe an e.ine politisch schwer e inzuschätzende 
Gruppierung für e ine Vcranstaltl.mg kann deshalb aufgrundsolcher • Unwägbarkeiten " 
u. u. den Rahmen des Geschäfts der 1iHifenrlP.n v~rwaltung im Einzelfall verlassen. 

1.:1 Maßgeblich für die Defi nition des Geschäfts der laul<mciP.n VP.rwalttl_llg ist auch die 
Größe der jeweiligen Gemeinde (vgl. Th. Schmidt a . a. 0 .. Rz Hl4 m. w. N.). Was in einer 
Großstadt mit 140000 Ei.nwohnem ein Geschäft der )MI enden Verwilltung ist, wird in ei­
nem l)orf mit 500 Einwohnern nicht mehr hierunter fallen. ln der kommunaJen Praxis kann 
clie Gemeindevertretung in der Hauptsatzung oder durch allgemeine Grundsätze nach 
§ 28 Abs. 2 Nr. 1 BbgKVerf Regeln aufstellen, was als Geschäft der laufenrum Vetwall ung 
anzusehen ist. Das geschieht in der Regel durch die Festlegung von Wertgrenzen. Diese 
Festlegungen können aber nicht aus einem Geschäft, das den Rahmen der lauleuden Wr­
''~!d]luny verlässt, verbindlich e in Geschäft der l~wfen<len. Verwullung machen. Ob der Be­
grill des Gescbälls der !illirendenllfenyullun~ richtig interpre tiert wird, kann von dem V~c-, 
Wd LUU$[\Jen<:bt voll iiberprull werden. Die Vertretung besitzt keine Kompetenz, die Wert­
grenzen für das Vorliegen eines Geschältes der laurenden erwdltung verbindlieb 
festzulegen. Entsprechende Regelungen in den Hauptsatzungen der Gemeinden sind le· 
diglich Interpretationen, die eine Entscheidung der \ cn ... ·d t.!illg~enchte nicht beeinflus· 
senkönnen (vgl. insoweit auch VG Cottbus, Urt. vom 30.1l. 2009 - 4 K 428/05-. unter Hin­
we.is auf die Vorauflage dieses Komme ntars). 

7.4 Ob die Erleilung des Einvernehmens nach§ 36 des Baugesetzbuchs ein Geschäft der 
läl:ilCildcn VCrWaltung ist, richtet sich nicht nur nach der Größe der Gemeinde, sondern 
auch danach, ob die baurechtliche Bewertung durch faktische Entscheidungen wie die 
tatsäebliebe Bebauung nach § 34 des Baugesetzbuchs oder durch Entscheidungen der 
Vertre tung z. B. im Rahmen der Baulcitplanung schon vorherbestimmt ist (ebe nso OVG 
Bln-Bbg, Urt. vom 7.5.2007 - 10 S 25.06-, juris Rz. 10 unter Hinweis auf die Vorauflage 
dieses Kommentars; a .. A. VG H Mannheim, Url. ' 'Om 9.3.201 2, Komm.Jur 2012 S.228 lür 
Gemeinden, die die Aufgaben der unteren flaurechtsbehörde wahrnehme n; VG Potsdam, 
flescbl. vom 4.6.1997, MittStG.61998 S. 183). Entgegen dem VGH Mann heim kann es 
keine Rolle spielen, ob die Gemein de selbst Bauaufsichts behörde ist oder diese Aui(Jabe 
vom Landkreis wahrgenommen wird. Oie kommunalverfassungsrechtliche Abgrenzung 
der Aufgaben zwischen kreisangehöriger Gemeinde und Landkreis wird von Fragen der 
Wirtschaltlicb.l<eit der Auf(Jabenwahrnehmung bestimmt. Die Abgrenzung der Aufgaben 
zwischen H,mptvetwall ung>be~mtem und Volksvertretung soll demgegenüber eine prak­
tische Konkordanz der ef!ekliven Wahrnehmung von Verw<tltungsau!gdbPOi lmd der Si­
cherung der . Bürgerschaftlichkeit" der S<llb,tverwaltung sicherstellen. Seide Fragen­
komplexe dürfen nicht vermengt werden. Entsprechendes gilt auch !ür die Erteilung von 
Dispensen nach § 31 BauGB. ln Routinea ngelegenheilen ist insoweit der O•uptverw,tl­
lungsbedruh! zuständig, im Übrigen der Ha uptausschuss b:tw. die Gemeindevertretung . 
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Die Ausübung eines Vorkaufsrechts wird in der Regel kein Geschäft der louferuli·~ m 
Wdltung sein (vgl. VGH Kassel, Urt. vom 11. 2. 1983, Die Fundstelle 1984 Rdnr. 3). 

8. Die Unterrichtungspllicbt 

§54 Abs. 2llbgKVerf sieht eine Unterrichtungspflicht des Hauptverwaltungsbeamten ge­
genübe r de r Gemeindevertretung und dem Hauptausschuss vor. Der Hauptv~rwa1tungs­
herimte verfügt über einen Beurteilungsspielraum, ob eine Angelegenheit ,.wichtig" ist 
und wann eine Unterrichtung .,recht7.eitig" erfolgt. Hierbei hat er im Interesse einer ver­
trauensvollen Zusammenarbeit mit. den anderen Gemeindeorganen deren Vorstellung zu 
berücksichti9en. Soweit ihm deren Vorstellun9en bekannt sind, sollte er sich möglichst 
danach richten und nicht abwarten, bis Gemeindevertretung oder Hauptausschuss Kon­
trollaktivitäten entfalte n. Satz 2 dehnt die UnterrichtungspWcht auch auf Pflichtaufgaben 
zur Erfiillung nach Weisun9 und Auftragsangelegenheiten aus, obwohl die Vertretung 
über die Aufgabenerledigung in diesen Bereichen keine Entscheidungskompetenz be­
sitzt. Eine Unterrichtungspflicht macht trotzdem Sinn, da die Vertretung bei der Entschei­
dun(J über den Haushalt ausreichende lnlormationen über die anfallenden Aufgaben be­
sitzen muss. 
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